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üb es um eine Neuorientierung der Wirtschaft zugunsten einer nachhaltigen Ent-
wicklung, um eine Vermeidung von möglichen Klimaauswirkungen aufgrund des 
Ausstoßes von Kohlendioxid, um die Verminderung von Umweltbelastungen in 
Wasser, Boden und Luft oder um eine Umkehr zu einem auf »Sein« statt auf »Ha-
ben« beruhenden Lebensstil geht, immer spielt dabei die Frage der Energieversor-
gung und der Energiepolitik eine maßgebliche Rolle. Aber in der Energiepolitik be-
wegt sich wenig, da die Fronten verhärtet sind. 
ie einen verkaufen die Kernenergie als 
die Lösung des Problems, die anderen 
erkennen gerade in ihr den Auslöser 
des Problems. Die einen setzen auf angebots-
orientierte Strategien der Energievorsorge, die 
anderen auf nachfrageorientierte Strategien 
der Energieeinsparung. Dabei blockieren sich 
die Fraktionen gegenseitig: die angebotsorien-
tierten Institutionen zeigen wenig Enthusias-
mus, neue Wege bei der Energieeinsparung 
und beim Einsatz erneuerbarer Energieres-
sourcen zu beschreiten, solange ihnen die 
Möglichkeit großtechnischer Lösungen poli-
tisch verwehrt bleibt. Die nachfrageorientier-
ten Institutionen haben weder die Macht, noch 
die wirtschaftlichen Möglichkeiten, dezentrale 
Systeme und rationale Energieverwendung zu 
forcieren, setzten sich aber erfolgreich bei der 
Verhinderung großtechnischer Energieanlagen 
durch. In dieser Situation der praktischen Pa-
ralyse der Energiepolitik haben eine Reihe von 
Politikern eine neue Initiative ergriffen, um ei-
nen Energiedialog über alle Parteien der Bun-
des republik Deutschland hinweg zu initiieren 
und zu einer einvernehmlichen Lösung zu 
kommen. 
Doch die gut gemeinten Ansätze im Energie-
dialog sind bislang im Sande verlaufen . Weder 
in der Opposition , noch in der Regierungskoa-
lition scheint es zur Zeit angebracht zu sein, 
über den eigenen Schatten zu springen und 
nach einer gemeinsamen Lösung zu suchen, 
vor allem nicht im Superwahljahr 1994. 
Gleichzeitig wächst in der Öffentlichkeit die 
Skepsis darüber, ob ein Klub von ausgesuchten 
Parteifunktionären wirklich die Interessen der 
Bevölkerung vertreten kann. Spitzengespräche 
sind sicherlich sinnvoll und hilfreich , bei ei-
nem so hoch polarisierten Thema läßt sich 
aber ein Konsens ohne die maßgeblichen 
Gruppen und ohne Einbezug der Öffentlichkeit 
kaum erzielen. Was dem Energiedialog fehlt , 
ist eine klare Struktur mit Zielen, Regeln und 
Entscheidungsprozessen . 
Energiedialog braucht eine klare -
Struktur 
Wie läßt sich eine solche Struktur ent-
wickeln? Welche Voraussetzungen und Bedin-
gungen sind zu erfüllen, daß die Hoffnungen 
an das Experiment »Energiedialog« auch wirk-
lich wahr werden? Das Dilemma im Bereich 
der Energiepolitik besteht darin, daß zur Be-
wertung von energiepolitischen Optionen und 
Maßnahmen Sachkenntnis über die zu erwar-
tenden Folgen und Risiken verschiedener Lö-
Das dreistufige Modell 
eines kooperati ven 
Diskurses setzt eine 
Trennung in Kriterien· 
entwicklung, Erarbeitung 
von Ausprägungsprofi len 
und Bewertung der 
Optionen voraus. Dazu 
können die am Diskurs 
beteiligten Gruppen in 
unterschiedlichem Grade 
beitragen. Die Interessen· 
gruppen sind vor allem 
bei der Sammlung von 
Kriterien und Indikatoren 
gefragt, die Experten bei 
der Abschätzung der 
Folgen unterschiedlicher 
Politikoptionen auf diese 
Kriterien und eine reprä· 
sentative Gruppe der 
allgemeinen Öffentlichkeit 
für die Abwägung der 
Argumente und die 
Gewichtung der Kriterien. 
Koordination des 
Beteiligungs-
verfahrens 
sungsmöglichkeiten vorliegen muß, aber Sach-
kenntnis alleine nicht ausreicht, um eine de-
mokratisch und ethisch legitimierbare Lösung 
zu finden . Die Entscheidung den Experten zu 
überlassen , verletzt die normative Grundlage 
demokratischer Ordnungen; die Entscheidung 
dem Markt der politischen Kräfte anheimzuge-
ben, führt in der Regel zur Verkennung physi-
kalisch, chemisch und biologisch gegebener 
Gesetzmäßigkeiten und verfahrenstechnischer 
Erfordernisse, letztlich damit zu hohen Folge-
kosten durch unhaltbare Entscheidungen be-
ziehungsweise ineffiziente Lösungen. Gefragt 
und Kriterien 
Produkt: Profile der 
Handlungsoptionen auf 
den Kriterien 
Prcdukt: Bürgergulachten 
Schematische Darstellung des Drei-Stufen-Modells der Beteiligung . 
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ist also eine ~trategie, die kompetente Pro-
blernlösung und faire Beschlußfassung mitein-
ander verbindet. 
Drei Schritte 
zum »kooperativen Diskurs« 
Für eine faire und kompetente Erstellung 
von Maßnahmen zur Umwelt- und Energiepo-
litik hat sich meines Erachtens ein Modell be-
währt, das meine Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter und ich in vielen umweltrelevanten Fra-
gen angewandt haben. Es beruht theoretisch 
auf den Überlegungen von Jürgen Habermas 
zum rationalen Diskurs und praktisch auf dem 
Planungszellen-Konzept von Peter Diene!. Das 
von uns als »kooperativer Diskurs« bezeich-
nete Modell eines umweltpolitischen Dialogs 
beruht auf der Annahme, daß mit Hilfe von 
Kommunikation Kompromisse zwischen Inter-
essengegensätzen und Wertkonflikten unter-
schiedlicher Parteien erzielt werden können, 
ohne daß eine Partei ausgeschlossen oder ihre 
Interessen oder Werte unberücksichtigt blei-
ben. Wichtig ist dabei eine Verknüpfung von 
Werten, Wissen und rationaler Abwägung. Die 
Verknüpfung dieser drei Ebenen geschieht in 
den folgenden drei Schritten (siehe auch das 
Schaubild) : 
1 1m ersten Schritt werden alle in der Ener-giepolitik tätigen Parteien und Organisa-
tionen gebeten, ihre Werte und Kriterien für 
die Beurteilung unterschiedlicher Energiever-
sorgungssysteme oder Energieszenarien offen-
zulegen . . Dies geschieht in Interviews zwi-
schen den Diskurs-Organisatoren und den Re-
präsentanten der jeweiligen Parteien. Dabei 
kommt es darauf an, nicht über Energietechni-
ken zu diskutieren, sondern die Ziele und Kri-
terien zu erarbeiten, die an Energiesysteme an-
gelegt werden sollen. Nur wenn es gelingt, all-
gemeinverbindliche Kriterien festzulegen, die 
für alle En~rgiesysteme gelten sollen , gleich-
gültig welchen Brennstoff sie gebrauchen, 
kann sich an der Energiefront etwas bewegen. 
Kriterien könnten nach heutigem Stand der 
Diskussion etwa die Begrenzung des maxima-
len Katastrophenpotentials, der Erhalt der in-
ternationalen Wettbewerbsfähigkeit, distribu-
tive Gerechtigkeit, die Präferenz für lokale und 
regionale Lösungen sein. Diese Kriterien gel-
ten dann als Maßstäbe, um die bestehenden 
und noch zu entwickelnden Energiesysteme zu 
beurteilen. Als methodisches Werkzeug dient 
dabei die Wertbaum-Analyse, ein in den USA 
entwickeltes interaktives Verfahren zur Be-
wußtmachung und Strukturierung von Werten 
und Attributen. 
2 Die Wertdimensionen werden in einem zweiten Schritt durch ein Forschungs-
team, das möglichst von allen Parteien als neu-
tral angesehen wird, in Indikatoren umgewan-
delt. Indikatoren sind Meßanweisungen, um 
die möglichen Folgen einer jeden Handlungs-
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option zu bestimmen. Als Handlungsoptionen 
gelten die heute bestehenden Energiesysteme, 
aber auch die sich schon abzeichnenden tech-
nischen Neuentwicklungen. Daneben können 
natürlich auch energiepolitische Maßnahmen, 
wie Energiesteuern oder Abgaben in ihren 
Wirkungen abgeschätzt werden . Da viele der 
Folgen nicht physisch meßbar sind und manche 
auch wissenschaftlich umstritten sein mögen, 
ist es nicht möglich, einen einzigen Wert für je-
den Indikator anzugeben. Für den Diskurs ist 
es entscheidend, die Spannweite wissenschaft-
lich legitimer Abschätzungen so genau wie 
möglich zu bestimmen. Dazu ist eine Modifi-
kation des klassischen »Delphi-Verfahrens« 
sinnvoll, bei dem Gruppen von Experten ge-
meinsam Abschätzungen vornehmen und Dis-
krepanzen innerhalb der Gruppen in direkter 
Konfrontation ausdiskutieren. 
3 Hat man die Wertdimensionen bestimmt und die Folgen der jeweiligen Handlungs-
optionen abgeschätzt, folgt der schwierige 
Prozeß der Abwägung. Um eine möglichst 
faire und demokratische Form der Abwägung 
zu gewährleisten, hat Peter Dienel von der 
Universität Wuppertal vorgeschlagen, die Be-
völkerung als »Schöffen« zu gewinnen und es 
- ähnlich wie bei einem amerikanischen Ge-
richtsverfahren - einigen, nach dem Zufalls-
verfahren ausgesuchten Bürgern zu überlas-
sen, stellvertretend für alle diese Abwägung 
vorzunehmen. Dieses Verfahren setzt voraus, 
daß die am Konflikt beteiligten Parteien einer 
solchen Lösung zustimmen. Alle Parteien er-
halten deshalb die Möglichkeit, in einem 
Koordinationsausschuß mitzuwirken und den 
Prozeß der Information und Diskussion der 
Bürgergruppen zu beaufsichtigen. Daneben 
sind sie eingeladen, als Zeugen vor den Bür-
gern auszusagen und ihre Empfehlungen vor-
zutragen. Die ausgesuchten Bürger haben 
mehrere Tage Zeit, die Profile der jeweiligen 
Handlungsoptionen zu studieren, Experten zu 
befragen, Zeugen anzuhören, Besichtigungen 
vorzunehmen und sich eingehend zu beraten. 
Am Ende stellen sie eine Handlungsempfeh-
lung aus, die sie wie bei einem Gerichtsverfah-
ren eingehend in einem Bürgergutachten be-
gründen müssen. Diese Bürgergutachen wer-
den den Konfliktparteien zur Stellungnahme 
vorgelegt. Aufgrund der Bürgergutachten und 
der Stellungnahmen kann dann am berühmten 
»runden« Tisch ein widerspruchsfreies und von 
einer breiten Mehrheit getragenes Paket von 
energiepolitischen Maßnahmen geschnürt 
werden. 
Das hier vorgeschlagene Verfahren hat sich 
in vielen umweltpolitischen Streitfragen in den 
USA, der Bundesrepublik Deutschland und in 
der Schweiz bewährt. Zur Zeit wird es zur Er-
stellung eines Abfallbewirtschaftungsplanes 
für die Region »Nordschwarzwald« ange-
wandt. Zu Beginn der 80er Jahre wurde das 
Verfahren in einer . etwas weniger ausg~feil­
ten Variante bei der Frage nach den geeigne-
ten energiepolitischen Weichenstellungen in 
Deutschland eingesetzt. In einem vom deut-
schen Bundesforschungsministerium geförder-
ten Projekt des Forschungszentrums in Jülich 
ging es um eine Bewertung der vier Energie-
pfade, die von der Enquete-Kommission "Zu-
künftige Energiepolitik« erstellt worden wa-
ren. Mehrere hundert Bürger kamen, organi-
siert in 24 Bürgerforen, vier Tage lang zusam-
men , um die Pfade kritisch zu diskutieren, 
eine Bewertung vorzunehmen und Empfehlun-
gen an die Bundesregierung zu formulieren. 
Schon damals zeichnete sich die Empfehluc;; 
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ab, anstelle des weiteren Ausbaus der Kern-
energie Energieeinsparungen und rationelle 
Energieanwendung zu fördern. Allerdings 
wurde auch der Kernenergie eine weitere 
Chance eingeräumt, sofern die Abfallproble-
matik zufriedenstellend gelöst und das Kata-
strophenpotential der Energieerzeugung durch 
Kernspaltung wesentlich vermindert werden 
könnte. 
In allen westlich orientierten Demokratien 
sind inzwischen neue Formen des vermitteln-
den Konfliktmanagements entstanden. Die 
meisten Vorschläge zur Mediation kranken 
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aber an der mangelnden Repräsentativität der 
am runden Tisch versammelten Gruppenver-
treter. Vor allem die betroffene Bevölkerung ist 
von diesen Verhandlungen ausgesperrt. 
Gleichzeitig sind die bislang durchgeführten 
Beteiligungsmaßnahmen unbefriedigend, weil 
sie eher zur Polarisierung als zur Konsensfin-
dung beitragen. Der hier vorgestellte koopera-
tive Diskurs ist eine Alternative zu diesen in 
unseren Augen eingeschränkten Formen der 
Konfliktaustragung. Die Forderung nach ei-
nem kooperativen Diskurs ist daher nicht nur 
ein Anliegen zur rationalen Bewältigung der 
Energieprobleme, sondern auch ein Instru-
ment zur Gestaltung einer lebendigen und dy-
namischen Streitkultur in Deutschland. 
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